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Rechtskonferenz der Handwerkskammer 
des Bezirks Halle

Unter dem Leitmotiv, daß Gesetzlichkeit, Ordnung, Sicher­
heit und Disziplin bei der Leitung der wissenschaftlich- 
technischen, ökonomischen, sozialen und geistig-kulturellen 
Entwicklung in allen Bereichen der Arbeit zu gewährleisten 
und als produktivitätsfördernde Faktoren zu nutzen sind, fand 
kürzlich die 6. Rechtskonferenz der Handwerkskammer des 
Bezirks Halle statt.* Mit ihr wurde eine nun bereits zwölf­
jährige Tradition fortgeführt, in Abständen von etwa zwei 
Jahren und nach gründlicher Vorbereitung durch Diskussio­
nen in allen genossenschaftlichen Einrichtungen, Betrieben 
und Leitungsgremien im Bereich der Handwerkskammer eine 
Bilanz zum Stand der Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicherheit 
zu ziehen. Das Forum erwies sich wiederum als ein breiter 
sachdienlicher Erfahrungsaustausch, auf dem der Stellver­
treter des Vorsitzenden des Rates des Bezirks für Inneres das 
Schlußwort hielt.

Die Teilnahme von Vertretern aller Sicherheit^- und 
Justizorgane des Bezirks machte sichtbar, welches Interesse 
der Rechtsverwirklichung in der Tätigkeit der Klein- und 
Mittelbetriebe als wichtige Glieder der Volkswirtschaft und 
als Partner der Bevölkerung entgegengebracht wird.

Der Vorstand der Handwerkskammer des Bezirks ordnete 
die 6. Konferenz über Ordnung, Disziplin und Sicherheit in 
das langfristige Programm der Entwicklung des Handwerks 
unseres Bezirks ein, wie es vom Sekretariat der Bezirks­
leitung der SED im November 1986 und vom Rat des Bezirks 
im Dezember gleichen Jahres beschlossen wurde. Die zur 
Leitung dieses Prozesses im Statut niedergelegten Pflichten 
der Handwerkskammer des Bezirks werden in der Praxis 
wesentlich vom Bezirksgericht Halle in Realisierung beste­
hender Zusammenarbeit vor allem durch gezielte Öffentlich­
keitsarbeit unterstützt. Wir orientieren gemeinsam in der 
politisch-ideologischen Arbeit, die zu allen Rechtsfragen zu 
leisten ist, auf das konkrete ökonomische Objekt. So gelingt 
es, differenziert Einfluß auf die PGHs, Handwerksbetriebe, 
die ELGs und die Berufsgruppen zu nehmen.

Als Schlüsselfrage erweist sich immer wieder, die Ein­
haltung des sozialistischen Rechts in seiner ganzen Vielfalt. 
Deis betrifft sowohl die Einhaltung der Gesetzlichkeit im 
Arbeitsprozeß, unsere Mitwirkung im gesellschaftlichen 
Sektor, und schließt die persönliche Verantwortung jedes 
einzelnen zum Schutz des Lebens und der Gesundheit der 
Bürger ein.

Wir verfügen im Bezirk Halle über ein leistungsstarkes, 
wachstumsorientiertes Handwerk. Den Konferenzteilnehmern 
wurde in diesem Zusammenhang verdeutlicht, was z. B. die 
konsequente Nutzung des Arbeitszeitfonds bedeutet. In den 
PGHs und im privaten Handwerk stehen uns jährlich rund 
71,1 Millionen Arbeitsstunden zur Verfügung. Die Brutto­
leistung, die wir in der geplanten Arbeitszeit vollbringen, 
beträgt mehr als 1,8 Milliarden Mark. Um so wichtiger ist, 
daß z. B. durch die Senkung des Krankenstandes um 1 Prozent 
bei den rund 35 000 Werktätigen umgerechnet täglich ca. 
350 Arbeitskräfte mehr zur Verfügung ständen. Bei einer 
arbeitstäglichen Leistung von 205 Mark je VbE wäre dies ein 
täglicher Produktionswert von über 71000 Mark, also ein 
Leistungszuwachs von ca. 18,2 Mio Mark.

Es besteht Einigkeit darüber, daß der Krankenstand — 
soweit er Arbeitsunfälle betrifft — durch Einhaltung des 
Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes spürbar gesenkt 
werden könnte.,Das allerdings setzt die Kenntnis des Rechts 
und seine strikte Anwendung im Arbeitsprozeß voraus. Ein 
Tag Arbeitszeitausfall im Bereich des Handwerks des Bezirks 
Halle bedeutet einen Verlust von 7,1 Mio Mark. Allein das 
verdeutlicht, welche Bedeutung der Einhaltung rechtlicher 
Forderungen des Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes in 
unseren Handwerksbetrieben zukommt und unterstreicht den 
ökonomischen Wirkungsfaktor des Rechts.

Wir lassen uns in unserer Arbeit davon leiten, daß jeder 
Werktätige an jedem Arbeitsplatz persönlich für die Einhal­
tung der Bestimmungen der technologischen Disziplin sowie 
für Ordnung, Sicherheit, Hygiene und Sauberkeit verantwort­
lich ist. Damit dieser Grundsatz zu verwirklichen ist, haben 
wir uns in der zurückliegenden Zeit intensiv bemüht, für 
jeden Leiter und für alle Beschäftigten differertziert und ver­
ständlich die Rechte und Pflichten niederzulegen und 
bekanntzumachen. Zu unseren Erfahrungen zählt, daß es 
jedoch nicht genügt, Regelungen zu treffen und Beschlüsse zu 
fassen; es muß auch ihre Einhaltung kontrolliert werden.

Deshalb kommt den im Bereich des Handwerks gebildeten 
ehrenamtlichen Kontrollorganen große Bedeutung zu.

In den 249 PGHs unseres Bezirks arbeiten derzeitig 
149 Selbstkontrollaktive mit 598 Mitgliedern. Durch diese 
ehrenamtlichen Eigenkontrollorgane wurden im zurücklie­
genden Jahr 865 Kontrollen durchgeführt, die sich auf die 
Einhaltung der preisrechtlichen Regelungen, die Einhaltung 
der Qualität, aber auch auf die Einhaltung des Gesundheits-, 
Arbeits- und Brandschutzes bezogen. Durch diese ehrenamt­
liche Tätigkeit wird aktiv auf die Erfüllung der Beschlüsse 
zu einer Verbesserung des Niveaus der Dienst- und Repara­
turleistungen für die Bevölkerung und zu einer bürgernahen 
Erfüllung des Dienst- und Reparaturleistungsauftrags der 
Handwerksbetriebe Einfluß genommen. Im Ergebnis trägt 
gerade diese Arbeit zur Festigung des Vertrauens der Bürger 
zum Handwerk bei.

Noch deutlicher wird dies durch den beachtenswerten 
Beitrag der 184 Selbstkontrollgruppen in den 223 Berufs­
gruppen des Handwerks. Ihre 765 Einsätze im vergangenen 
Jahr sind Ausdruck einer engagierten Selbstkontrolltätigkeit, 
die in erster Linie Hilfe und Unterstützung für die Hand­
werksbetriebe darstellt. Diese Form unserer Eigenkontrolle 
wird von den Handwerkskollegen in der überwiegenden 
Mehrzahl auch als solche verstanden und unterstützt.

In den Berufsgruppenversammlungen werden die Ergeb­
nisse durch die Obermeister konsequent ausgewertet. Der 
Justitiar der Handwerkskammer des Bezirks führt planmäßig 
die Anleitung der Leiter der Selbstkontrollgruppen durch. 
Dadurch wird zugleich eine Verallgemeinerung von guten 
Erfahrungen im Bezirk erzielt.

Ein weiterer wichtiger Bereich der Rechtsarbeit der Hand­
werkskammer des Bezirks ist die Öffentlichkeitsarbeit. Wir 
zählen dazu vor allem den Umgang mit Eingaben, die Durch­
führung von Rechtssprechstunden und die Organisierung von 
Aus- und Weiterbildungslehrgängen.

Bei der Eingabenbearbeitung bemühen wir uns, alle Betei­
ligten möglichst an einen Tisch zu bringen, um die aufge­
worfenen Probleme im gemeinsamen Gespräch zu klären. 
Eine gute Zusammenarbeit mit den staatlichen Organen sowie 
anderen Beteiligten ermöglichte es, in unserem Bereich 
nahezu alle Eingaben kurzfristig abschließend zu klären. Die 
Tatsache, daß zwei Drittel aller Eingaben, in denen es über­
wiegend um Rechtsfragen geht, zugunsten der betreffenden 
Bürger geklärt werden, beweist, daß es noch weiterer inten­
siver Rechtsarbeit und Schulungstätigkeit bedarf, um künftig 
die richtigen Entscheidungen von vornherein zu gewähr­
leisten. Wir werten deshalb regelmäßig die Eingaben aus und 
ziehen differenzierte Schlußfolgerungen.

Als eine weitere wesentliche Form der rechtspolitischen 
Tätigkeit der Handwerkskammer des Bezirks werten wir die 
Sprechstunde des Justitiars, die von ihm wöchentlich in der 
Hauptgeschäftsstelle und einmal im Jahr in jeder Kreisge­
schäftsstelle durchgeführt wird. Im vergangenen Jahr wurden 
dabei ca. 400 Rechtsauskünfte an Handwerker oder Bürger 
erteilt. Das Spektrum der Fragen reicht vom Arbeitsrecht 
(31,0 Prozent) über das Zivilrecht (28,8 Prozent), das Wirt­
schaftsrecht (14,4 Prozent), das Staats- und Verwaltungsrecht 
(12,1 Prozent) bis hin zu anderen Rechtszweigen (13,7 Pro­
zent).

All das macht deutlich, daß die Handwerkskammer einen 
merklichen Beitrag zur Gewährleistung der Rechtssicherheit 
und der Herausbildung eines hohen Rechtsbewußtseins im 
Handwerk des Bezirks zu leisten hat.

Zu den Aktivitäten der Handwerkskammer zur bewußten 
Anwendung des sozialistischen Rechts, zur Erhöhung der 
Rechtskenntnisse und des Rechtsbewußtseins zählt nicht zu­
letzt auch die Schulungstätigkeit. So werden unsere Vorsit­
zenden und Vorstandsmitglieder der PGHs, die Mitglieder 
der Revisionskommissionen und die ELG-Geschäftsleiter 
differenziert und spezialisiert nach den Schwerpunkten ört­
liche Versorgungswirtschaft, Bau und Verkehr im Staats­
und Verwaltungsrecht, im Wirtschaftsrecht, im Arbeits- und 
Zivilrecht in mehrtägigen Lehrgängen durch den Justitiar 
und durch Fachreferenten geschult.

Die in den o. g. Sprechstunden erkannten Probleme fließen 
direkt in die Schulungstätigkeit ein. Besondere Verantwor­
tung empfinden wir für die neuen Gewerbeträger. Für sie 
wird viermal im Jahr ein Grundlagenkurs durchgeführt, bei 
dem die Vermittlung von speziellen Rechtskenntnissen im 
Vordergrund steht.

* Vgl. hierzu auch G. Gattermann, „Rechtskonferenzen der Hand­
werksbetriebe“, NJ 1983, Heft8, S. 333, und G. Gattermann, 
„Rechtsarbeit in Handwerksbetrieben“, NJ 1986, Heft 5, S. 199.


